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Entwurf (Stand 9.1.2023)

Bundesgesetz, mit dem das Umweltvertriglichkeitspriifungsgesetz 2000 geéindert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz iiber die Priifung der Umweltvertraglichkeit
(Umweltvertrdglichkeitspriifungsgesetz 2000 — UVP-G 2000), BGBI. Nr. 697/1993, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI.I Nr.80/2018 und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2022, BGBI. ]
Nr. 98/2022, wird wie folgt gedndert:

1.In§ 3 Abs. 5 letzter Satz, § 3 Abs. 10, § 6 Abs. 3, § 13 Abs. 1, § 19 Abs. 8und 9, § 22 Abs. 2, § 24e Abs. 1,
$24h Abs. 5, § 25 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2 Z2 und 3, § 26 Abs. 1 Z 5, § 27 Abs. 7, § 31 Abs. 2, § 32
Abs. 1, § 33 Abs. 2, § 43 Abs. 1 und 2, § 44 sowie § 47 Abs. 1 und 4 wird jeweils die Wortfolge ,fir
Nachhaltigkeit und Tourismus“ durch die Wortfolge ,fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét,
Innovation und Technologie* ersezzt.

2.In§ 19 Abs. 9 und § 47 Abs. 5 wird die Wortfolge , fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort™ durch
die Wortfolge ,fiir Arbeit und Wirtschaft” ersetzt.

3. In §24 Abs. 1 und 2 sowie §47 Abs. 2 wird jeweils die Wortfolge ,fir Verkehr, Innovation und
Technologie” durch die Wortfolge ,fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie* ersetzt.

4. In § 24i, § 24k Abs. 3 sowie § 241 Abs. 1 und 2 wird die Wortfolge ,.fiir Nachhaltigkeit und Tourismus*
Jeweils durch die Wortfolge ,,fir Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft* ersetzt.

5. Dem § 2 werden folgende Abs. 7 und 8 angefiigt:

,(7) Vorhaben der Energiewende sind Projekte, die der Errichtung, Erweiterung oder Anderung von
Anlagen zur Erzeugung, Speicherung oder Leitung erneuerbarer Energien dienen sowie Projekte des
Eisenbahnausbaus nach § 23b oder der Z 10 des Anhanges 1.

(8) Standortgemeinden sind jene Gemeinden, in denen ein Vorhaben geméll Abs. 2 errichtet werden
soll. Gemeinden, in denen nur Ausgleichs- oder Ersatzmaflnahmen vorgesehen werden, gelten nicht als
Standortgemeinden.*

6. In § 3 Abs. 1 letzter Satz wird der Ausdruck ,,, § 12aund § 19 Abs. 2 durch den Ausdruck ,,und § 12a*“
ersetzt.

7. Dem § 3 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt: ,,Ausgenommen davon sind Vorhaben der Z 18 lit. abis d
und f des Anhanges 1.

8. In § 3 Abs. 4a wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt: ,,Bei Vorhaben der Z 18 lit. f, 19
lit. d, 19 lit. f und 21 lit. ¢ des Anhanges 1 hat sich diese Priifung darauf zu beschrinken, ob durch das
Vorhaben mit erheblichen schidlichen oder belastenden Auswirkungen auf die Schutzgiiter Fldche und
Boden zu rechnen ist.*

9. §3A4bs. 5 Z 2 lautet:

2. Standort des Vorhabens (6kologische Empfindlichkeit unter Beriicksichtigung bestehender oder
genehmigter Landnutzung, Reichtum, Verfligbarkeit, Qualitdt und Regenerationsfédhigkeit der
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natiirlichen Ressourcen einschlielich des Bodens, der Flache, des Wassers und der biologischen
Vielfalt des Gebietes und seines Untergrunds, Belastbarkeit der Natur, gegebenenfalls unter
Berticksichtigung der in Anhang 2 angefiihrten Gebiete),"

10. In § 3 Abs. 5 wird vor dem letzten Satz folgender Satz eingefiigt: ,,Bei Vorhaben der Z 18 lit. f, 19 lit. d,
19 lit. fund 21 lit. c des Anhanges 1 ist die Verédnderung der Auswirkungen im Hinblick auf die Schutzgiiter
Flache und Boden mafigeblich.*

11. In § 3 Abs. 6 wird die Wortfolge ,,gemal} Abs. 1, 2 oder 4° durch die Wortfolge ,,gemial} Abs. 1, 2, 4
oder 4a“ ersetzt.

12. Dem §4 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt: ,In diesem Konzept konnen die Angaben zum
Untersuchungsrahmen gemessen an den zu erwartenden Umweltauswirkungen in prioritdr und nicht
prioritdr gegliedert werden.*

13. In §4 Abs. 2 zweiter Satz wird nach dem Wort ,aufzuzeigen™ die Wortfolge ,,, Angaben zum
Untersuchungsrahmen hinsichtlich der Gliederung in prioritar und nicht prioritir zu beurteilen® eingefiigt.

14. In § 4 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt: ,Dabei sind bei der Behorde in
elektronischer Form vorhandene Umweltdaten dem Projektwerber/der Projektwerberin zuginglich zu
machen.*

15. Nach § 4 wird folgender § 4a samt Uberschrift eingefiigt:
,»Windkraftanlagen

§ 4a. (1) Windkraftanlagen sind vorrangig auf dafiir planungsrechtlich bestimmten Flachen nach
Malgabe der aktuellen, im Einklang mit den Ausbauzielen des § 4 Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes (EAG)
stehenden verbindlichen planungsrechtlichen Festlegung und Zonierung auf iiberdrtlicher Ebene fiir
Windkraftanlagen (aktuelle iiberortliche Windenergieraumplanung) des jeweiligen Bundeslandes zu
realisieren.

(2) Gibt es in einem Bundesland eine aktuelle tiberortliche Windenergieraumplanung, aber fehlt die
erforderliche Konkretisierung auf der ortlichen Planungsebene (Flichenwidmung), so ist diese
Zulassigkeitsvoraussetzung fiir die tiberdrtlich vorgesehenen Flachen nicht anzuwenden. Die Genehmigung
von Windkraftanlagen ist an einem gewihlten Standort auf diesen Vorrangs- oder Eignungsflachen nach
MaBgabe der ndheren Vorschreibungen zum Schutz der Rechte Dritter und der 6ffentlichen Interessen
zulédssig, soweit dies nicht zwingenden Vorschriften des Unionsrechts widerspricht. Dies gilt sinngemals,
wenn es in einem Bundesland eine aktuelle {iberértliche Windenergieraumplanung gibt, wonach
Windkraftanlagen auch aufBlerhalb der iiberortlich vorgesehenen Flachen zuldssig sind, der gewéhlte
Standort in keiner Ausschlusszone liegt und die sonstigen in einem Bundesland festgelegten
Zulassigkeitsvoraussetzungen (Mindestabstinde und Leistungsdaten) erfiillt sind.

(3) Fehlen in einem Bundesland eine aktuelle iiberortliche Windenergieraumplanung und die
erforderliche Konkretisierung auf der ortlichen Planungsebene (Flichenwidmung), so sind diese
Zuldssigkeitsvoraussetzungen nicht anzuwenden. Die Genehmigung von Windkraftanlagen ist an einem
gewidhlten Standort nach Maf3gabe der néheren Vorschreibungen zum Schutz der Rechte Dritter und der
offentlichen Interessen zuldssig, soweit dies nicht zwingenden Vorschriften des Unionsrechts widerspricht.
Der Projektwerber/die Projektwerberin hat mit dem Genehmigungsantrag nach § 5 Abs. 1 die Zustimmung
der Standortgemeinde/n, auf deren Gemeindegebiet die Fundamente der Windkraftanlagen errichtet werden
sollen, nachzuweisen.

16. In §5 Abs. 1 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefiigt: ,.Die Behorde kann weitere
Vorgaben zur elektronischen Einbringung, zur Verfahrensfithrung, zur Strukturierung von Unterlagen und
zu Mindestinhalten festlegen.*

17.In § 6 Abs. 1 Z 1 wird nach der lit. f folgende lit.g angefiigt:

&) ein Bodenschutzkonzept: Fliachenbedarf wihrend Bau- und Betriebsphase in Form von
Flachenbilanzen (Gegeniiberstellung der Flachennutzung mit und ohne Vorhaben, Angabe der
iiberbauten, der nicht iiberbauten und der voriibergehend beanspruchten Fldchen), Angabe der
Versiegelung, Charakterisierung der Bdden anhand einer Bodenfunktionsbewertung,
MaBnahmen zur Reduktion der Inanspruchnahme von Flidchen bzw. Boden sowie Maflnahmen
zur Geringhaltung der Versiegelung, jeweils aufgeschliisselt nach Bodenfunktion und
jeweiligem Funktionserflillungsgrad, MaBnahmen zur Wiederherstellung, zum Ausgleich oder
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zur Verbesserung von Bodenfunktionen, Begriindung des gewahlten Vorhabendesigns aus Sicht
des Bodenschutzes;*

18. § 6 Abs. 1 Z 2 lautet:

,,2. eine Beschreibung der anderen vom Projektwerber/von der Projektwerberin gepriiften realistischen
Losungsmoglichkeiten, die fiir das Vorhaben und seine spezifischen Merkmale relevant sind (zB
in Bezug auf Projektdesign, Technologie, Standort, Dimension), der Nullvariante und Angabe der
wesentlichen Auswahlgriinde sowie Angaben zum Vergleich der fiir die Auswahl der eingereichten
Variante malgeblichen Umweltauswirkungen; im Fall des §1 Abs.1 Z4 die vom
Projektwerber/von der Projektwerberin gepriiften Standort- oder Trassenvarianten.*

19. § 6 Abs. 2 zweiter, dritter und vierter Satz lauten:

»Soweit relevante Ergebnisse anderer umweltbezogener Priifungen, insbesondere einer strategischen
Umweltpriifung, oder einschldgiger Risikobewertungen vorliegen, sind diese zu beriicksichtigen. Die
Angaben geméll Abs. 1 sind, gemessen an den zu erwartenden Umweltauswirkungen, in ,,prioritar* oder
»hicht prioritir zu gliedern, und der jeweilige Untersuchungsaufwand ist dementsprechend abzustufen.
Dabei hat sich der Projektwerber/die Projektwerberin mit der Behorde abzustimmen.*

20. In § 7 Abs. 1 wird im zweiten Satz nach der Wortfolge ,;zu veroffentlichen* die Wortfolge ,und bei
erheblichen Anderungen von der Behérde zu aktualisieren® eingefiigt.

21. In § 9 Abs. 3 Z 3 entfillt die Wortfolge ,,gemal § 44a Abs. 3 AVG* und in der Z 4 wird der Ausdruck
und® durch einen Beistrich ersetzt.

22. In § 9 Abs. 3 Z 5 wird die Wortfolge ,Biirgerinitiativen gemal § 19 Partei- oder Beteiligtenstellung
haben“ durch die Wortfolge ,,Personengruppen durch eine gemeinsame Stellungnahme geméal § 19 Abs. 4
Parteistellung als Biirgerinitiative erlangen kdnnen ersetzt und am Ende der Z der Punkt durch den
Ausdruck ,,und* ersetzt.

23. Nach § 9 Abs. 3 Z 5 wird folgende Z 6 eingefiigt:
,,0. einen Hinweis, dass Einwendungen bei der Behorde schriftlich innerhalb der Auflagefrist geméal
Abs. 1 zu erheben sind und Personen ihre Stellung als Partei verlieren, soweit sie nicht rechtzeitig
bei der Behorde schriftlich Einwendungen erheben.*

24. Dem § 9 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

,»(6) Einwendungen sind bei der Behorde schriftlich innerhalb der Auflagefrist gemédf Abs. 1 zu
erheben. Personen verlieren ihre Stellung als Partei, soweit sie nicht rechtzeitig bei der Behorde schriftlich
Einwendungen erheben.*

25. § 12 Abs. 2 lautet:

»(2) Die vom Projektwerber/der Projektwerberin im Rahmen der Umweltvertraglichkeitserklarung
oder im Verfahren vorgelegten oder sonstige der Behorde zum selben Vorhaben oder zum Standort
vorliegende Gutachten und Unterlagen oder darauf Bezug nehmende strategische Umweltpriifungen im
Sinn der Richtlinie 2001/42/EG sind bei der Erstellung des Umweltvertraglichkeitsgutachtens
mitzuberiicksichtigen.*

26. Dem § 12 Abs. 3 Z 5 wird folgender Satz angefiigt: ,Sofern der Standort des Vorhabens in einer
strategischen Umweltpriifung im Sinn der Richtlinie 2001/42/EG zu einem Plan oder Programm bereits
einer Priifung unterzogen und der Plan oder das Programm erlassen wurde, konnen sich diese Aussagen auf
die Ubereinstimmung mit diesem Plan oder Programm beschrinken.*

27. Dem § 12 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) Fir die Beurteilung des Standes der Technik ist, soweit dieser nicht durch Gesetz oder
Verordnung oder durch Rechtsakte der Europdischen Union verbindlich festgelegt ist, der Zeitpunkt des
Beginns der 6ffentlichen Auflage (§ 9) maBgeblich.*

28. In § 12a letzter Satz wird die Wortfolge ,,§ 12 Abs. 6 ist” durch die Wortfolge ,,§ 12 Abs. 6 und 7 sind*
ersetzt.

29. In § 13 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,fiir Vorhaben der Spalte 1 des Anhanges 1 ist™ durch die
Wortfolge ,,(§ 12) oder die zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen (§ 12a) ist* ersetzt.
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30. Nach § 13 wird folgender § 14 samt Uberschrift eingefiigt:
w3trukturierung des Verfahrens

§ 14. (1) Die Behorde kann mit oder nach der offentlichen Auflage und Kundmachung des
Umweltvertriaglichkeitsgutachtens oder der zusammenfassenden Bewertung angemessene Fristen fiir
weitere Vorbringen (Konkretisierungen zu FEinwendungen und sonstige Stellungnahmen und
Beweisantrdge) der Verfahrensparteien zum Vorhaben oder zu einzelnen Fachbereichen setzen, mit der
Wirkung, dass nach Ablauf dieser Fristen erstattete weitere Vorbringen im weiteren Verfahren nicht zu
beriicksichtigen sind.

(2) Soweit nicht Abs. 1 zur Anwendung kommt, sind Konkretisierungen von Vorbringen jedenfalls
bis spétestens eine Woche vor dem Termin der miindlichen Verhandlung (§ 16) schriftlich bei der Behorde
einzubringen. Verspétete Vorbringen sind im Verfahren nicht mehr zu beriicksichtigen.

(3) Die miindliche Verhandlung darf erst nach Ablauf der Fristen gema8 § 13 Abs. 2 oder nach Ablauf
der angemessenen Fristen gemaf Abs. 1 stattfinden.*

31.In§ 16 Abs. 3 entfdllt die Wortfolge ,,neue Tatsachen und Beweismittel bis spétestens in der miindlichen
Verhandlung vorzubringen sind und*.

32. § 16 Abs. 4 entfillt.

33. Nach § 16 wird folgender § 16a samt Uberschrift eingefiigt:
,»Online- oder Hybrid Verhandlung

§ 16a. (1) Die Behorde kann unter Beriicksichtigung von ZweckméBigkeit, Raschheit, Einfachheit und
Kostenersparnis die miindliche Verhandlung gemiB § 16 Abs. 1 teilweise (hybrid) oder génzlich (online)
unter Verwendung geeigneter technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildiibertragung am Sitz der
Behorde oder an dem Ort abhalten, der nach der Sachlage am zweckmaéBigsten erscheint. Vorrangig sollen
Verhandlungen in Prasenz oder hybrid abgehalten werden.

(2) Findet die Verhandlung online statt, ist den Parteien und Beteiligten, den erforderlichen
Sachverstindigen und den sonst zur miindlichen Verhandlung beizuziehenden Personen Gelegenheit zu
geben, unter Verwendung der technischen Einrichtungen zur Wort- und Bildiibertragung an der
Verhandlung teilzunehmen. Die Behorde hat die Parteien und Beteiligten aufzufordern, bekanntzugeben,
ob ihnen solche technischen Einrichtungen zur Wort- und Bildiibertragung zur Verfiigung stehen; ist dies
nicht der Fall, so kann die Verhandlung auch in ihrer Abwesenheit durchgefiihrt werden. Die Behorde hat
diesfalls den Parteien und Beteiligten, die aus diesem Grund an der Verhandlung nicht teilnehmen kénnen,
in sonst geeigneter Weise Gelegenheit zu geben, ihre Rechte auszuiiben bzw. bei der Feststellung des
Sachverhalts mitzuwirken.

(3) Findet die miindliche Verhandlung hybrid statt, so kdnnen die Parteien und Beteiligten unter
Verwendung der technischen Einrichtungen zur Wort- und Bildiibertragung oder personlich an der
Verhandlung teilnehmen. Die Behorde hat die Parteien und Beteiligten aufzufordern, bekanntzugeben, ob
sie in Priasenz oder online teilnehmen.

(4) Wird eine Verhandlung hybrid oder online durchgefiihrt, so braucht eine Niederschrift, auBer vom
Verhandlungsleiter, von keiner weiteren Person unterschrieben zu werden. Wird die Niederschrift
elektronisch erstellt, so kann an die Stelle der Unterschrift des Verhandlungsleiters ein Verfahren zum
Nachweis der Identitét (§ 2 Z 1 E-GovG) des Leiters der miindlichen Verhandlung und der Authentizitit
(§ 2 Z 5 E-GovG) der Niederschrift treten. § 14 Abs. 1 bis 4, 6 und 7 AVG bleibt unberiihrt.*

34. In §17 Abs. 2 wird in Z 1 nach der Wortfolge ,Emissionen von Schadstoffen* die Wortfolge
. » einschlieBlich der Treibhausgase Kohlenstoffdioxid (CO,), Methan (CH,4), Distickstoffoxid (N.O),
teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (H-FKW), perfluorierte Kohlenwasserstoffe (P-FKW),
Schwefelhexafluorid (SFs) und Stickstofftrifluorid (NF3),* eingefiigt.

35.In § 17 Abs. 2 werden nach Z 3 folgende Siitze angefiigt: ,,Der Entscheidung sind die vom Vorhaben
voraussichtlich ~ ausgehenden = Auswirkungen  zugrunde zu legen. Fir gemdB §4
Emissionszertifikategesetz 2011 (EZG 2011) genehmigte Anlagen diirfen gemidB Z 1 keine
Emissionsgrenzwerte fiir direkte Emissionen der in Anhang 3 EZG 2011 jeweils genannten Treibhausgase
vorgeschrieben werden, auller es ist erforderlich, um eine erhebliche lokale Umweltverschmutzung zu
vermeiden.*

36. Dem § 17 Abs. 4 werden folgende Sitze angefiigt: ,,Soweit dies durch Landesgesetz festgelegt ist,
konnen Ausgleichs- oder ErsatzmaBBnahmen, die auf Vorratsflichen durchgefiihrt werden (Fldchenpools),
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angerechnet werden. Die Beauftragung zur Unterhaltung und die rechtliche Sicherung der Flachen sind im
Bescheid zu dokumentieren.*

37.In § 17 Abs. 5 wird vor dem letzten Satz folgender Satz eingefiigt: ,,Bei Vorhaben der Energiewende
darf eine Abweisung nicht ausschlieBlich aufgrund von Beeintriachtigungen des Landschaftsbilds erfolgen,
wenn im Rahmen der Energieraumplanung eine strategische Umweltpriifung durchgefiihrt wurde.*

38. Dem § 17 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt:,,Dabei gelten Vorhaben der Energiewende als in hohem
Offentlichen Interesse.*

39. Nach § 17 Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefiigt:

»(5a) Ist eine hinreichende Konkretisierung von Ausgleichs- oder ErsatzmaBnahmen noch nicht
moglich, kann ein Konzept mit Maflnahmen, mit welchen die geplanten Eingriffe kompensiert werden
sollen, genehmigt werden. Dieses hat jedenfalls Angaben zu Flichenumfang, MafBnahmenraum,
Wirkungsziel, Standortanforderung sowie falls bereits moglich Angaben zur grundsétzlichen
MaBnahmenbeschreibung, zum Zeitpunkt der Umsetzung, zur Beschreibung der Pflegeerfordernisse und
des Monitorings und zum Status der Flichensicherung zu enthalten. Uber die Konkretisierung der
Ausgleichs- oder ErsatzmaBnahmen ist als Anderung gemiB § 18b zu entscheiden. Soweit dies durch
Bundes- oder Landesgesetz vorgesehen ist, kann eine Ausgleichszahlung vorgeschrieben werden.*

40. In § 17 Abs. 7 wird im vierten Satz in der Klammer der Ausdruck ,,42,” durch den Ausdruck ,;9 und 9a
dieses Bundesgesetzes bzw. §§° ersetzt und die Wortfolge ,keine Parteistellung erlangt durch die
Wortfolge ,,die Parteistellung verloren ersetzt.

41. In § 17 Abs. 10 wird jeweils nach der Wortfolge ,,Vorhaben der Z 18 des Anhanges 1 die Wortfolge
» » ausgenommen der lit. e, eingefiigt.

42. Nach § 17 wird folgender § 17a samt Uberschrift eingefiigt:
,Ausschluss der aufschiebenden Wirkung bei Vorhaben der Energiewende

§ 17a. (1) Bei Vorhaben der Energiewende hat die Behorde bis zur Vorlage der Beschwerde die
aufschiebende Wirkung der Beschwerde gegen die Entscheidung nach §§ 17, 18 oder 18b mit Bescheid
auszuschlieBen (Ausschlussbescheid), wenn in dieser vom Beschwerdefiihrer/von der Beschwerdefiihrerin
die Verletzung in den von ihm bzw. ihr geltend zu machenden Rechten nicht hinreichend konkret dargelegt
wurde, obwohl diese Beeintrichtigung bereits im Genehmigungsbescheid beurteilt wurde. Eine
Beschwerde gegen den Ausschlussbescheid hat keine aufschiebende Wirkung.

(2) Das Bundesverwaltungsgericht hat aufgrund einer Beschwerde gegen den Ausschlussbescheid
diesen unverziiglich aufzuheben, wenn die Voraussetzungen fiir den Ausschluss nach Abs. 1 nicht
vorliegen. Im Ubrigen bleiben die §§ 13 und 22 VwGVG unberiihrt.“

43. Dem § 18b wird folgender Satz angefiigt: ,,Die Bestimmungen {iber die Auflage und Kundmachung des
§ 17 Abs. 7 Satz 3 bis 5 gelten sinngeméaf.*

44. Nach § 18b wird folgender § 18¢c samt Uberschrift eingefiigt:
» Technologische Weiterentwicklungen vor Zustindigkeitsiibergang

§ 18c. (1) Anderungen einer geméB § 17 oder § 18 erteilten Genehmigung, die immissionsneutral sind
oder technologische Weiterentwicklungen mit nicht erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die
Schutzgiiter des § 1 Abs. 1 darstellen und nach den Ergebnissen der Umweltvertraglichkeitspriifung dem
§ 17 Abs. 2 bis 5 nicht widersprechen, kénnen bei der Behorde vor Zustidndigkeitsiibergang angezeigt
werden.

(2) Werden Anderungen nach Abs.1 der Behdrde angezeigt, so hat der Projektwerber/die
Projektwerberin der Anzeige iiber das Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 1 eine im Rahmen seiner
Befugnis ausgestellte Bestéitigung eines Ziviltechnikers oder Ingenieurbiiros anzuschlieBen und der
Behorde mindestens vier Wochen vor Durchfiihrung zu tibermitteln.

(3) Wird eine Anzeige gemdll Abs. 1 erstattet und hat die Behorde begriindete Zweifel, ob die
Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen, so hat die Behdrde von Amts wegen ein Anderungsverfahren nach
§ 18b einzuleiten. Wird binnen vier Wochen ab Einbringen der Anzeige kein Anderungsverfahren nach
§ 18b eingeleitet, so sind die angezeigten Anderungen nicht genehmigungspflichtig und der
Projektwerber/die Projektwerberin kann mit der Durchfiihrung beginnen.*

45.In § 19 Abs. 1 Z 6 entfdllt die Wortfolge ,, , ausgenommen im vereinfachten Verfahren (Abs. 2)*.
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46. § 19 Abs. 2 entfdllt.
47. In § 19 Abs. 4 entfillt im vorletzten Satz die Wortfolge ,,oder als Beteiligte (Abs. 2)*.

48. In § 19 Abs. 10 wird im letzten Satz nach dem Wort ,,sowie* ein Beistrich und die Wortfolge ,,wenn sie
im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht Parteistellung hatte,* eingefiigt.

49. Dem § 20 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt. ,,Die Anzeige hat auch gemédB § 18c Abs. 1 angezeigte
Anderungen zu enthalten.*

50. Dem § 20 Abs. 4 werden folgende Sitze angefiigt: ,,Als geringfiigige Abweichungen gelten jedenfalls
immissionsneutrale Anderungen oder Anderungen, die technologische Weiterentwicklungen mit nicht
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgiiter des § 1 Abs. 1 darstellen. Anderungen nach
§ 18c sind im Abnahmebescheid festzustellen.*

51.In § 21 Abs. 5 erster Satz und zweiter Satz wird nach der Wortfolge ,,Vorhaben der Z 18 lit. b* jeweils
der Ausdruck ,jund d* eingefiigt.

52. In §24 Abs.7 wird nach der Wortfolge ,§10 Abs.1 bis 6 und 8 (grenziiberschreitende
Auswirkungen);* die Wortfolge ,,§ 14 (Strukturierung des Verfahrens) und* eingefiigt.

53. § 24 Abs. 8 lautet:

»(8) § 9 (6ffentliche Auflage), § 9a (Auflage und Kundmachung von Edikten im GroBverfahren) und
§ 16a (Online- oder Hybrid-Verhandlung) sind anzuwenden. Fiir die Entstehung der Biirgerinitiative gilt
§ 19 Abs. 4.¢

54. In § 24 Abs. 9 wird das Wort ,,gelten” durch das Wort ,,gilt* ersetzt und entfillt die Wortfolge ,,und
§ 24f Abs. 8 vierter Satz*.

55. In § 24a Abs. 1 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefiigt: ,Die Behorde kann weitere
Vorgaben zur elektronischen Einbringung, zur Verfahrensfiihrung, zur Strukturierung von Unterlagen und
zu Mindestinhalten festlegen.*

56. In § 242.7. Abs. 1 vorletzter Satz wird nach dem Wort ,verdffentlichen™ die Wortfolge ,und bei
erheblichen Anderungen von der Behorde zu aktualisieren® eingefiigt.

57. § 24c Abs. 2 lautet:

»(2) Die vom Projektwerber/der Projektwerberin im Rahmen der Umweltvertraglichkeitserklarung
oder im Verfahren vorgelegten oder sonstige der Behdrde zum selben Vorhaben oder zum Standort der
Behorde vorliegende Gutachten und Unterlagen oder darauf Bezug nehmende strategische
Umweltpriifungen im Sinn der Richtlinie 2001/42/EG sind bei der Erstellung des
Umweltvertréglichkeitsgutachtens mitzuberiicksichtigen.*

58. Dem § 24c Abs. 3 Z 5 wird folgender Satz angefiigt: ,,Sofern der Standort des Vorhabens in einer
strategischen Umweltpriifung im Sinn der Richtlinie 2001/42/EG zu einem Plan oder Programm bereits
einer Priifung unterzogen und der Plan oder das Programm erlassen wurde, konnen sich diese Aussagen auf
die Ubereinstimmung mit diesem Plan oder Programm beschrinken.*

59. Dem § 24c wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) Fir die Beurteilung des Standes der Technik ist, soweit dieser nicht durch Gesetz oder
Verordnung oder durch Rechtsakte der Europdischen Union verbindlich festgelegt ist, der Zeitpunkt des
Beginns der 6ffentlichen Auflage (§ 9) maBgeblich.*

60. In § 24d letzter Satz wird die Wortfolge ,,§ 24c Abs. 6“ durch die Wortfolge ,,§ 24c Abs. 6 und 7
ersetzt.

61. In §24e Abs. 2 erster Satz wird nach dem Klammerausdruck ,(§ 24c)* die Wortfolge ,,oder die
zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen (§ 24d)“ eingefiigt.

62. In §24f Abs. 1 wird in Z1 nach dem Wort ,Schadstoffen” die Wortfolge ,,, einschlieBlich der
Treibhausgase Kohlenstoffdioxid (CO,), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N,O), teilhalogenierte
Fluorkohlenwasserstoffe (H-FKW), perfluorierte Kohlenwasserstoffe (P-FKW), Schwefelhexafluorid
(SFs) und Stickstoffttrifluorid (NF3),” eingefiigt sowie nach Z 3 folgender Satz angefiigt: ,,Der Entscheidung
sind die vom Vorhaben voraussichtlich ausgehenden Auswirkungen zugrunde zu legen.*
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63. In § 24f Abs. 4 wird vor dem letzten Satz folgender Satz eingefiigt: ,,Bei Vorhaben der Energiewende
darf eine Abweisung nicht ausschlieBlich aufgrund von Beeintrachtigungen des Landschaftsbilds erfolgen,
wenn dies im Rahmen einer strategischen Priifung Verkehr gepriift wurde.*

64. Dem § 24f Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:,,Dabei gelten Vorhaben der Energiewende als in hohem
Offentlichen Interesse.*

65. In § 24f Abs. 8 entfdllt der letzte Satz.

66. In § 24f Abs. 12 wird nach der Wortfolge ,weiters anzuwenden:* die Wortfolge ,,§ 17 Abs. 4 vierter
und flinfter Satz (Vorratsflichen);* eingefiigt.

67. In § 24f Abs. 13 wird im Klammerausdruck der Ausdruck ,42,* durch den Ausdruck ,,9 und 9a dieses
Bundesgesetzes bzw. §§* ersetzt und die Wortfolge ,.keine Parteistellung erlangt* durch die Wortfolge ,,die
Parteistellung verloren® ersetzt.

68. In §24g Abs. 1 letzter Satz entfillt das Wort ,zu* und folgender Satz wird angefiigt: ,Die
Bestimmungen iiber die Auflage und Kundmachung des § 24f Abs. 13 Satz 3 bis 5 gelten sinngemaf.*

69. In § 24i Abs. 1 wird im ersten Satz nach dem Wort ,Ziffern folgernder Ausdruck ,,12 lit. ¢ und e,
eingefiigt.

70. In § 24k Abs. 3 wird im zweiten Satz nach dem Wort ,,Ziffern folgernder Ausdruck ,,12 lit. ¢ und e,
eingefiigt.

71. § 40 Abs. 1 lautet:

(1) Uber Beschwerden in Angelegenheiten nach diesem Bundesgesetz entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht. Dies gilt nicht in Verfahren nach §45. Werden in einer Beschwerde
Einwendungen oder Griinde erstmals vorgebracht, sind diese nicht zuldssig, wenn ihr erstmaliges
Vorbringen im Rechtsmittelverfahren missbriauchlich oder unredlich ist.*

72. In § 40 Abs. 2 wird nach dem Ausdruck ,.§ 3 Abs. 7 der Ausdruck ,,und § 24 Abs. 5° eingefiigt.

73. § 40 Abs. 5 lautet:

,»(5) Im Verfahren {iber Beschwerden gegen Bescheide nach den §§ 17 bis 18b sowie 24f und 24g hat
das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls die §§ 3b, 5 Abs. 6 und 10 Abs. 4 anzuwenden. § 12 Abs. 7 ist
anzuwenden. Das Bundesverwaltungsgericht kann auflerdem fiir Konkretisierungen der Beschwerden und
fiir sonstige Stellungnahmen und Beweisantrige angemessene Fristen setzen mit der Wirkung, dass nach
Ablauf dieser Fristen erstattete Vorbringen im weiteren Verfahren nicht zu beriicksichtigen sind. § 39
Abs. 3 AVG ist mit der Maflgabe anzuwenden, dass neue Tatsachen und Beweismittel, sofern diese noch
zuldssigerweise vorgebracht werden kdnnen, spétestens in der miindlichen Verhandlung vorzubringen sind
und der Schluss des Ermittlungsverfahrens auch fiir einzelne Teilbereiche der Sache erklédrt werden kann.
§ 39 Abs. 4 erster und zweiter Satz und Abs. 5 AVG sind nicht anzuwenden.*

74. In § 43 Abs. 1 wird im vierten Satz nach der Wortfolge ,,iber die jedes Jahr durchgefiihrten Verfahren®
die Wortfolge ,,mit Art, Zahl und Verfahrensdauer* eingefiigt.

75. Dem § 46 wird folgender Abs. 29 angefiigt:

»(29) Durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. XX/20XX neu gefasste oder eingefiigte Bestimmungen
treten mit XX. Monat 20XX in Kraft. Abweichend gilt fiir das Inkrafttreten der niher bezeichneten durch
das genannte Bundesgesetz neu gefassten oder eingefiigten Bestimmungen sowie fiir den Ubergang zur
neuen Rechtslage Folgendes:

1. Auf Vorhaben, fiir die ein Verfahren vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Novelle gemal3
den §§ 5 oder 24a eingeleitet wurde, sind die Anderungen in § 4 Abs. 1 und Abs. 2, § 6 Abs. 1 Z 1
lit. g, Abs. 2,§ 9 Abs. 3Z 6 und Abs. 6, § 12 Abs. 2und Abs. 3Z5,§ 13 Abs. 2,§ 16 Abs. 3,§ 17
Abs. 2, § 24 Abs. 7, § 24c Abs. 2 und Abs. 3 Z 5, § 24f Abs. 1 Z 1 und Z 2 und § 40 Abs. 2 sowie
die Bestimmungen des § 4a, § 12 Abs. 7, § 14, § 24c Abs. 7 nicht anzuwenden. Dies gilt auch fiir
Verfahren, die bei den Gerichten oder Gerichtshéfen anhéngig sind.

2. Bestehende Anlagen zur Behandlung von nicht gefdhrlichen Abfillen, in denen Abfille mit der
gefahrenrelevanten Eigenschaft HP 14 dkotoxisch eingesetzt werden und diese bereits von einer
Genehmigung gemiB § 37 AWG 2002 umfasst sind, gelten, soweit keine Anderungen beantragt
werden, nicht als Behandlungsanlagen im Sinne der Z 1 des Anhanges 1.
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3. Auf Vorhaben des Anhanges 1, die nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/20XX
nicht mehr unter den Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes fallen und fiir die zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Novelle bereits ein Genehmigungsverfahren nach diesem Bundesgesetz
anhdngig ist, ist dieses Bundesgesetz in seiner bisherigen Fassung weiterhin anzuwenden.

4. Auf Vorhaben, fir die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novelle ein nach den
Verwaltungsvorschriften erforderliches Genehmigungsverfahren anhéngig ist, sind die
neugefassten oder eingefiigten Anderungen im Anhang 1 sowie die Anderungen des § 3 Abs. 4a,
Abs. 5 vorletzten Satz, Abs. 6 nicht anzuwenden, sofern nicht der Projektwerber/die
Projektwerberin bei der Landesregierung die Durchfithrung der Umweltvertraglichkeitspriifung
und des konzentrierten Genehmigungsverfahrens beantragt.

76. Dem § 47 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

,(0) Fiir die Vollziehung der §§ 24i bis 241 ist der Bundesminister/die Bundesministerin fiir Land- und
Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft zustdndig.*

77. In Anhang 1 Z 1 (Spalte 1) wird am Ende der lit. ¢ der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und
folgende lit. d angefiigt:

,,d) Anderungen von sonstigen Anlagen zur Behandlung (thermisch, chemisch) von gefihrlichen
Abfillen mit einer Kapazitit von bis zu 10000 t/a, wenn durch die Anderung eine
Kapazitdtsausweitung um mindestens 5 000 t/a erfolgt. Fiir Anlagen mit einer Kapazitdt von
mehr als 10000 t/a ist §3a Abs.2 Z2 anzuwenden. Ausgenommen sind Anlagen zur
ausschlieBlich stofflichen Verwertung.*

78. In Anhang 1 Z 2 (Spalte 1) wird in der lit. ¢ nach der Wortfolge ,,mechanische Sortierung® die Wortfolge
»einschlieBlich — bei Abfallen der Untergruppe 571 ,,Ausgehértete Kunststoffabfille sowie der Schliissel-
Nummer 91207 ,,Leichtfraktion aus der Verpackungssammlung® gemal Abfallverzeichnisverordnung,
BGBI. I Nr. 409/2020 in der jeweils geltenden Fassung — der fiir die Sortierung erforderlichen
Vorzerkleinerung® eingefiigt.

79. Anhang 1 Z 2 lit. e (Spalte 2) lautet:

,,€) Anlagen zur Aufbereitung von Baurestmassen oder von Bodenaushub mit einer Kapazitit von
mindestens 200 000 t/a, ausgenommen sind Anlagen zur ausschlieBlich stofflichen Verwertung
oder mechanischen Sortierung;™

80. In Anhang 1 Z 2 wird in lit. f, lit. g und lit. h (Spalte 3) jeweils nach dem Ausdruck ,Kategorie D* der
Ausdruck ,,oder E“ eingefiigt.

81. In Anhang 1 Z 2 (Spalte 3) wird folgender Schlusssatz eingefiigt:

,Betreffend lit. a, d, f und h gilt: Beinhaltet ein Vorhaben mehrere Deponietypen, so werden die
Prozentsitze der jeweils erreichten Kapazititen addiert, ab einer Summe von 100 % ist eine UVP im
vereinfachten Verfahren bzw. eine Einzelfallpriifung durchzufiihren.*

82. In Anhang 1 Z 3 (Spalte 2) werden nach der lit. b folgende lit. ¢ und d angefiigt:

»C) Anlagen zur Lagerung von gefihrlichen Abféllen mit einer Gesamtlagerkapazitdt von
mindestens 20 000 t;

d) Anlagen zur Lagerung von nicht gefdhrlichen Abféllen mit einer Gesamtlagerkapazitit von
mindestens 200 000 t;*

83. In Anhang 1 Z 3 (Spalte 3) erhdlt die lit. ¢ die Bezeichnung ,,e)*, am Ende der lit. e wird der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. fund g wird angefiigt:

,f) Anlagen zur Lagerung von gefdhrlichen Abfillen in schutzwiirdigen Gebieten der Kategorie C
mit einer Gesamtlagerkapazitét von mindestens 10 000 t;

g) Anlagen zur Lagerung von nicht gefdhrlichen Abfillen in schutzwiirdigen Gebieten der
Kategorie C mit einer Gesamtlagerkapazitdt von mindestens 100 000 t.

84. In Anhang 1 Z 4 (Spalte 3) wird am Ende der lit. ¢ der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und
folgende lit. d wird angefiigt:

,»d) von lit. a und lit. ¢ nicht erfasste Anlagen zur Erzeugung von Warmwasser in schutzwiirdigen Gebieten
der Kategorie E mit einer thermischen Leistung von mindestens 200 MW .*
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85. In Anhang 1 Z 4 (Spalte 3) wird im Schlusssatz nach der Wortfolge ,,unberiicksichtigt bleiben* folgende
Wortfolge ,;und bei Vorhaben der lit. d fiir die Beurteilung des rdumlichen Zusammenhangs auf die
obertégigen Anlagen abzustellen ist* eingesetzt.

86. In Anhang 1 wird vor der Z 7 in der Uberschrift das Wort ,,Umgang* durch das Wort , Titigkeiten
ersetzt.

87. Anhang 1 Z 7 lit. a (Spalte 1) lautet:

,,a) Kerntechnische Anlagen geméal § 3 Z 34 StrSchG 2020, BGBI I Nr. 50/2020 sofern nicht Z 5
anzuwenden ist;*

88. Anhang 1 Z 7 lit. b (Spalte 1) lautet:
,,0) Anlagen zur Entsorgung (§ 3 Z 18 StrSchG 2020) hochradioaktiver Abfalle;*

89. In Anhang 1 Z 7 lit. d (Spalte 1) wird die Wortfolge ,,bestrahlter Kernbrennstoffe™ durch die Wortfolge
»abgebrannter Brennelemente (§ 3 Z 1 StrSchG 2020)“ ersetzt und nach der Wortfolge ,radioaktiver
Abfille” der Klammerausdruck ,(§ 3 Z 54 StrSchG 2020)* eingefiigt.

90. In Anhang 1 Z 9 lit. a (Spalte 1) wird nach dem Wort ,,SchnellstraBe* die Hochzahl ,,V* eingefiigt.

91. In Anhang 1 Z 10 (Spalte 3) wird nach der lit. h der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende
lit. i eingefiigt:
1) Neubau von Seilbahnen zur Personenbeforderung auBlerhalb von Schigebieten mit einer
schriagen Lénge von mindestens 3 km, wenn ein schutzwiirdiges Gebiet der Kategorie A oder B
beriihrt wird.*

92. In Anhang 1 Z 10 wird in Spalte 3 im ersten Schlusssatz der Buchstabe ,)h* durch i ersetzt und nach
dem Wort ,,Untergrundbahnen, das Wort ,Seilbahnen,* eingefiigt.

93. Anhang 1 Z 12 lit. a (Spalte 1) lautet:
,,a) NeuerschlieBung oder Anderung (Erweiterung) von Gletschergebieten, wenn damit eine
Flacheninanspruchnahme durch Pistenneubau, Lifttrassen oder Beschneiungsanlagen
(einschlieBlich Speicherteiche) verbunden ist;*

94. Anhang 1 Z 12 lit. b (Spalte 1) lautet:

,b) ErschlieBung von Schigebieten '¥) durch Errichtung von Seilférderanlagen zur
Personenbeforderung oder Schleppliften oder Errichtung von Pisten oder von
Beschneiungsanlagen (einschlieBlich Speicherteiche), wenn damit eine
Flacheninanspruchnahme mit Gelandeverédnderung von mindestens 20 ha verbunden ist;"

95. In Anhang 1 Z 12 (Spalte 1) wird nach der lit. b folgende lit. c eingefiigt:

,¢) Neuerrichtung von Speicherteichen fiir Beschneiungszwecke mit einem Volumen von
mindestens 275 000 m?;

96. Anhang 1 Z 12 lit. ¢ (Spalte 3) erhdilt die Bezeichnung lit. d und lautet:

,d) ErschlieBung von Schigebieten'® durch Errichtung von Seilforderanlagen  zur
Personenbeforderung oder Schleppliften oder Errichtung von Pisten oder von
Beschneiungsanlagen (einschlieBlich Speicherteiche) in schutzwiirdigen Gebieten der
Kategorie A, wenn damit eine Flicheninanspruchnahme mit Geldndeverdnderung von
mindestens 10 ha verbunden ist;*

97. In Anhang 1 Z 12 (Spalte 3) wird folgende lit. e eingefiigt:

,€) Neuerrichtung von Speicherteichen fiir Beschneiungszwecke in schutzwiirdigen Gebieten der
Kategorie A mit einem Volumen von mindestens 125 000 m3.*

98. In Anhang 1 Z 12 (Spalte 3) wird folgender Satz angefiigt: ,,Ausgenommen von Z 12 sind MaBinahmen
zur Instandhaltung.*

99. In Anhang 1 Z 13 (Spalte 3) wird am Ende der lit. d der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und die
folgende lit. e angefiigt:
,,¢) Rohrleitungen fiir den Transport von Warmwasser in schutzwiirdigen Gebieten der Kategorie

A oder C mit einem Innendurchmesser von mindestens 1000 mm und einer Trassenldnge von
mindestens 70 km.*
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100. In Anhang 1 Z 13 (Spalte 3) wird nach dem Wort ,Leitungslinge* die Wortfolge ,,und fiir Anderungen
(§ 3a Abs. 2 und 3) der lit. e die Trassenlédnge der unmittelbar angrenzenden, noch nicht oder in den letzten
10 Jahren in Betrieb genommenen Rohrleitungen® eingefiigt.

101. In Anhang 1 Z 14 lit. j (Spalte 3) entfillt die Wortfolge ,,in schutzwiirdigen Gebieten der Kategorie A
oder E“ und wird nach dem Wort ,dienen” die Wortfolge ,, , nach Durchfiihrung einer Einzelfallpriifung
gemil § 3 Abs. 4a.“ eingefiigt.

102. In Anhang 1 Z 18 lit. a (Spalte 2) wird der Ausdruck ,,50 ha* durch den Ausdruck ,25 ha® ersetzt.

103. In Anhang 1 Z 18 lit. b (Spalte 2) wird vor dem Wort ,Stidtebauvorhaben die Wortfolge
.NeuerschlieBung fiir eingefiigt und entfillt nach dem Wort ,,Stadtebauvorhaben* der Ausdruck ,,*,

104. In Anhang 1 Z 18 lit. ¢ (Spalte 3) wird der Ausdruck ,25 ha* durch den Ausdruck ,,10 ha* ersetzt und
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt.

105. In Anhang 1 Z 18 (Spalte 3) wird ¢ werden folgende lit. d, e und f eingefiigt:

,,d) NeuerschlieBung fiir Stadtebauvorhaben mit einer Flacheninanspruchnahme von mindestens
3,75 ha und einer BruttogeschoBfliche von mehr als 37 500 m? nach Durchfiihrung einer
Einzelfallpriifung geméalB § 3 Abs. 4a;

€) Bauvorhaben in UNESCO-Welterbestitten (Kernzone) mit einer Gesamthdhe®® von mindestens
35 m und einer BruttogeschoBfliche von mindestens 10 000 m?, darunter sind auch Umbauten
erfasst, sofern diese in einer Hohe von mindestens 35 m und mit einer neuen
BruttogeschoBfliche von mindestens 5 000 m? erfolgen;

f) Neuerrichtung von Industrie- oder Gewerbeparks? mit einer Inanspruchnahme von
unversiegelten Flichen von mindestens 10 ha nach Durchfithrung einer Einzelfallpriifung
gemal § 3 Abs. 4a.“

106. Anhang 1 Z 18 (Spalte 3) letzter Satz lautet:
,Bei lit. b, d, e und fiist § 3 Abs. 2 nicht anzuwenden.

107. Die Fufinote 3a) zu Anhang 1 Z 18 lautet:

>0 Die Gesamthdhe eines Gebdudes ist der vertikale Abstand zwischen dem tiefsten Punkt der
Geléndeverschneidung (natiirliches Geldnde) mit den Auflenwandflichen und der hochsten Stelle des
Gebéudes, wobei kleinvolumige Bauteile, wie Rauchfiange, Rohraufsétze u. dgl., unberiicksichtigt bleiben.*

108. In Anhang 1 Z 19 (Spalte 2) wird folgende lit. b eingefiigt:
,.b) Logistikzentren*! mit einer Flicheninanspruchnahme von mindestens 10 ha;*

109. In Anhang 1 Z 19 (Spalte 3) erhdilt die bisherige lit. b die Bezeichnung ,,c)*, am Ende der lit. ¢ wird
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der lit. c folgende lit. d bis f angefiigt:
,,d) Neuerrichtung von Einkaufszentren® mit einer Inanspruchnahme von unversiegelten Flichen
von mindestens 5 ha nach Durchfithrung einer Einzelfallpriifung geméal3 § 3 Abs. 4a;
e) Logistikzentren*D in schutzwiirdigen Gebieten der Kategorie A, D oder E mit einer
Flacheninanspruchnahme von mindestens 5 ha;
f) Neuerrichtung von Logistikzentren*" mit einer Inanspruchnahme von unversiegelten Flichen
von mindestens 5 ha nach Durchfithrung einer Einzelfallpriifung gemal3 § 3 Abs. 4a.*

110. Anhang 1 Z 19 erster, zweiter und dritter Schlusssatz (Spalte 3) lauten:

»Bei lit. d und f ist § 3 Abs. 2 nicht anzuwenden. Bei lit. a und c ist § 3a Abs. 5 mit der Malgabe
anzuwenden, dass die beantragte Anderung eine Kapazititsausweitung von 25 % des Schwellenwertes
nicht erreichen muss.

§ 3 Abs. 2 und § 3a Abs. 6 sind mit der Ma3gabe anzuwenden, dass bei Vorhaben der lit. a andere Vorhaben
mit bis zu 50 Stellpldtzen fiir Kraftfahrzeuge, bei Vorhaben der lit. ¢ andere Vorhaben mit bis zu 25
Stellplitzen filir Kraftfahrzeuge unberiicksichtigt bleiben.*

111. Zu Anhang 1 Z 19 wird nach der Fufinote 4a) folgende Fufinote 4.1) eingefiigt:

,*+D Ein Logistikzentrum im Sinne dieser Ziffer ist ein Transport- bzw. Logistikknoten eines Unternehmens
oder eine Ballung von Logistikimmobilien, sofern nicht Z 11 anzuwenden ist. Zur Berechnung der
Flacheninanspruchnahme ist die gesamte Fldche heranzuziehen, die mit dem Vorhaben in einem
funktionellen Zusammenhang steht.
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112. In Anhang 1 Z 20 lit. a (Spalte 2) wird der Ausdruck ,,5 ha* durch den Ausdruck ,,3 ha* ersetzt.
113. In Anhang 1 Z 20 lit. b (Spalte 3) wird der Ausdruck ,,,2,5 ha* durch den Ausdruck ,,1 ha* ersetzt.

114. In Anhang 1 Z 21 (Spalte 3) wird am Ende der lit. b der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und
nach der lit. b folgende lit. c eingefiigt:

,,€) Neuerrichtung von Freiflachen-Parkplitzen, sofern fiir die Parkplatzfliche unversiegelte
Flachen von mindestens 1 ha in Anspruch genommen werden, nach Durchfithrung einer
Einzelfallpriifung geméal § 3 Abs. 4a.

115. Anhang 1 Z 21 (Spalte 3) wird folgender Schlusssatz angefiigt:
,Bei lit. ¢ ist § 3 Abs. 2 nicht anzuwenden.*

116. In Anhang 1 Z 27 wird in lit. ¢ (Spalte 3) der Ausdruck ,,10 ha* durch den Ausdruck ,,5 ha* ersetzt.
117. In Anhang 1 Z 29 entfdllt in lit. a (Spalte 1) und in lit. ¢ (Spalte 3) der Ausdruck ,,pro Sonde*.

118. In Anhang 1 Z 30 wird am Ende der lit. ¢ (Spalte 1) der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und
folgende lit. d (Spalte 3) eingefiigt:
,,d) Neubau von Wasserkraftanlagen (Talsperren, Flussstaue, Ausleitungen) in schutzwiirdigen
Gebieten der Kategorie A oder B mit einer Engpassleistung von mindestens 2 MW.*

119. Anhang 1 Z 30 wird der erste und zweite Schlusssatz von Spalte 1 in Spalte 3 eingereiht und folgender
dritter Schlusssatz angefiigt: ,Bei lit. d ist § 3 Abs. 2 nicht anzuwenden.*

120. Anhang 1 Z 35 lit. a (Spalte 2) lautet:
,,2) Neubau von Anlagen zur Bodenentwésserung mit einer Fliche von mindestens 30 ha;*

121. Anhang 1 Z 35 lit. b (Spalte 3) lautet:

,,0) Neubau von Anlagen zur Bodenentwésserung in schutzwiirdigen Gebieten der Kategorie A oder
in gemdl § 5S5f1.V.m. § 55g¢ WRG 1959 zur Erreichung des guten mengenmafigen Zustandes
im Grundwasser ausgewiesenen Gebieten, mit einer Fliche von mindestens 15 ha.*

122. In Anhang 1 Z 35 werden in Spalte 3 folgende Schlussdtze eingefiigt:

»Bei Z 35 lit. aund b ist § 3 Abs. 2 zweiter Satz mit der Ma3gabe anzuwenden, dass gleichartige Vorhaben
zu berticksichtigen sind, sofern sie nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/20XX beantragt
oder genehmigt wurden. Ausgenommen von Z35 sind MalBnahmen im Zuge von
Verkehrsinfrastrukturvorhaben, nach Katastrophenfillen oder zur Beseitigung von Gefahrenbereichen.

123. In Anhang 1 Z 43 wird in lit. a (Spalte 2) die Wortfolge ,,500 Rinderplitze (fiir Rinder {iber ein Jahr
alt);* angeffiigt.

124. Anhang 1 Z 43 lit. b (Spalte 3) lautet:
,,0) Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Tieren in schutzwiirdigen Gebieten der Kategorie C
oder E oder in Beobachtungsgebieten oder voraussichtlichen MaBlnahmengebieten geméal § 33f
WRG 1959, ab folgender GroBe:
40 000 Legehennen-, Junghennen-, Mastelterntier- oder Truthiihnerplétze
42 500 Mastgefliigelplitze
1 400 Mastschweineplitze
450 Sauenplitze
300 Rinderplétze (fiir Rinder iiber ein Jahr alt).*

125. In Anhang 1 Z 43 (Spalte 3) wird im Schlusssatz nach der Wortfolge ,,Bestinde bis zu 5% der* das
Wort ,jeweiligen* eingefiigt und nach dem Wort ,Platzzahlen” die Wortfolge ,innerhalb eines
Vorhabens‘“‘eingefiigt.

126. In Anhang 1 Z 44 (Spalte 3) wird folgender Schlusssatz eingefiigt: ,,Ausgenommen von Z 44 sind
Fischhaltungen in geschlossenen Bauwerken an Land, die als geschlossene Kreislaufanlagen ausgestaltet
sind und bei welchen die tigliche Frischwasserzufuhr nicht groBer ist als 2% Prozent des fiir die Tierhaltung
verwendeten Wasservolumens der Anlage.*
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127. In Anhang 1 Z 45 (Spalte 3) wird die Wortfolge ,,das Flurverfassungs-Grundsatzgesetz 1951 gilt.
durch die Wortfolge ,die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen der Bodenreform zur
Anwendung kommen.* ersetzt.

128. In Anhang 1 Z 46 (Spalte 3) wird nach der lit.j die Wortfolge ,das Flurverfassungs-
Grundsatzgesetz 1951 oder das Grundsatzgesetz 1951 {iiber die Behandlung der Wald- und
Weidenutzungsrechte gilt. durch die Wortfolge ,,die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen der
Bodenreform zur Anwendung kommen.* ersetzt.

129. In Anhang 1 Z 46 (Spalte 3) entfillt der Schlusssatz ,Flichen fiir Rodungen und Fliachen fiir
Trassenaufhiebe sind gesondert zu ermitteln und nicht zusammenzurechnen.” und werden im zweiten
Schlusssatz nach der Wortfolge ,heranzuziehen ist die Wortfolge ,,sowie, dass bei Vorhaben der lit. a und
b andere Vorhaben mit bis zu 1 ha, bei Vorhaben der lit. ¢ und d andere Vorhaben mit bis zu 2,5 ha, bei
Vorhaben der lit. € bis h andere Vorhaben mit bis zu 0,5 ha und bei Vorhaben der lit. i und j andere
Vorhaben mit bis zu 1,25 ha unberiicksichtigt bleiben.” und folgender Satz angefiigt: ,Beinhaltet ein
Vorhaben sowohl Rodungen als auch Trassenauthiebe, so werden die Prozentsitze der jeweils erreichten
Flacheninanspruchnahmen addiert, ab einer Summe von 100 % ist eine UVP bzw. eine Einzelfallpriifung
durchzufiihren.*

130. In Anhang 1 Z 55 lit. a (Spalte 2) und lit. b. (Spalte 3) wird nach der Wortfolge ,,oder zur Herstellung®
die Wortfolge ,,oder zur Verarbeitung™ eingefiigt.

131. In Anhang 1 Z 59 lit. a (Spalte 2) wird der Ausdruck ,,Abs. 4 durch den Ausdruck ,,Abs. 5° und in
lit. b (Spalte 2) der Ausdruck ,,Z 2° durch ,,Z 3 ersetzt.

132. In Anhang 2 wird bei Kategorie D in der Spalte ,,Anwendungsbereich* der Ausdruck ,,Abs. 8 durch
den Ausdruck ,,Abs. 10 ersetzt.



	1. In § 3 Abs. 5 letzter Satz, § 3 Abs. 10, § 6 Abs. 3, § 13 Abs. 1, § 19 Abs. 8 und 9, § 22 Abs. 2, § 24e Abs. 1, § 24h Abs. 5, § 25 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2 Z 2 und 3, § 26 Abs. 1 Z 5, § 27 Abs. 7, § 31 Abs. 2, § 32 Abs. 1, § 33 Abs. 2, § 43 Abs. 1 und 2, § 44 sowie § 47 Abs. 1 und 4 wird jeweils die Wortfolge „für Nachhaltigkeit und Tourismus“ durch die Wortfolge „für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt. 

